u er 
Geleß-Sammlung 

für die 
Koͤniglichen DESHBITDER Stagten 


— Nr. 7 — 


(Nr. 2799.) Beſtaͤtigungsurkunde des Nachtrags zu dem Statute der Bonn-Colner Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, die Kreirung von 175,200 Rthlr. neuer Stammaktien 


betreffend. Vom 15. Dezember 1846. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem die Bonn -Cölner Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
vom 20. April d. J. beſchloſſen hat, Behufs vollſtaͤndiger Ausfuͤhrung und 
Ausruſtung der Eiſenbahn von Bonn nach Cöln das nach H. 8. des von Uns 
unter dem 11. Februar 1841. beſtaͤtigten Statuts auf 876,000 Rthlr. beſtimmte 
Grundkapital durch Ausgabe von 1752 Stück neuer Aktien um 175,200 Rthlr. 
zu erhoͤhen, wollen Wir zu dieſer Erhoͤhung des Grundkapitals, ſo wie zur 
Emiſſion von 1752 Stuͤck neuer Aktien zu 100 Thalern, Unſere Genehmigung 
ertheilen und den anliegenden, unter dem 28. September 1840. notariell voll- 
zogenen Nachtrag zu dem Statute der Bonn-Cölner Eiſenbahngeſellſchaft hier⸗ 
mit in allen Punkten beſtaͤtigen. 
Die gegenwärtige Beſtaͤtigungsurkunde ſoll nebſt dem Nachtrage zu dem 
Geſellſchaftsſtatute durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 
Gegeben Sagan, den 15. Dezember 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Uhden. v. Duͤesberg. 


Nachtrag er 
zu dem Statut der Bonn⸗Colner Eiſenbahngeſellſchaft, die Kreis 
rung von hundertfuͤnfundſiebenzig tauſend zweihundert Thalern 
neuer Stammaktien betreffend. 
$. Ein. 

Die Bonn⸗Colner Eiſenbahngeſellſchaft hat beſchloſſen, ihr durch das 
Allerhöchſt beſtätigte Statut vom Are Ste achtzehnhundert einundvierzig 


(Geſetzſammlung Nummer vier deſſelben Jahres) gegründetes und in Folge 
Jahrgang 1847. (Nr. 2799.) "12 deſ⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 15, Februar 1847, 


= 


deſſelben ausgefuͤhrtes Unternehmen durch nothwendige Einrichtungen zu er: 
weitern. 


$. Zwei. 

Zur Deckung der Koſten dieſer Einrichtungen ſollen ſiebenzehnhundert 
zweiundfuͤnfzig Stuͤck neue Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahnaktien à hundert Thaler, 
mithin uͤber hundert fuͤnf und ſiebenzig tauſend zweihundert Thaler, 
freirt werden. Das geſammte Stammkapital der Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft wird ſonach auf die Summe von einer Million ein und fuͤnfzig 
tauſend zweihundert Thaler erhoͤht und durch zehn tauſend fuͤnfhundert zwoͤlf 
Aktien à hundert Thaler repraͤſentirt. 


$. Drei. 

Die neuen Aktien werden mit Bezugnahme auf dieſen Nachtrag uͤbri⸗ 
gens in der naͤmlichen Form, als wie die urſpruͤnglichen Stammaktien, unter 
fortlaufender Nummer von achttauſend ſiebenhundert ein und ſechszig bis zehn— 
tauſend fuͤnfhundert zwölf einſchließlich ausgefertigt und gewähren ihren In⸗ 
habern völlig gleiche Rechte wie die urſpruͤnglichen Stammaktien mit Zinſen⸗ 
und Dividendengenuß vom erſten Januar achtzehnhundert ſieben und vier— 
zig an. 


§. Vier. 

Der Beſitz von je fuͤnf urſpruͤnglichen Aktien berechtigt zum Empfang 
einer neuen Aktie zum Nominalwerth und der Beſitz von weniger als fuͤnf 
urſpruͤnglichen Aktien zu Fuͤnftel⸗Interimsſcheinen, von denen je fuͤnf Anſpruch 
auf eine neue Aktie geben. 


§. Fünf. 
Die in einer von der Direktion zu beſtimmenden Friſt etwa nicht abge⸗ 
nommenen Aktien ſollen im Intereſſe der Geſellſchaft zum Tageskurſe beſt⸗ 
moͤglichſt verkauft werden. 


§. Sechs. 
Die hierauf bezuͤglichen und die ſonſtigen ſpeziellen Modalitaͤten, nach 
denen bei der Emiſſion der Aktien zu verfahren, bleiben der Direktion der 
Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft uͤberlaſſen. 


(Nr. 2800.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Januar 1847., betreffend die Aufloͤſung 
der Rhein-Preußiſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft zu Duͤſſeldorf; und 
die Abwickelung der Geſchaͤfte dieſer Geſellſchaft. 


Da nach Ihrem Berichte vom 12. Dezember v. J. das Verſicherungskapital 
der Rhein-Preußiſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft in Duͤſſeldorf nicht mehr 
drei Millionen Thaler betraͤgt, und deshalb nach Art. 41. des unter dem 
31. Januar 1845. von Mir genehmigten revidirten Statuts die Aufloͤſung der 
Geſellſchaft erfolgen muß, das gedachte Statut aber für dieſen Fall Feine Be⸗ 
ſtimmungen in Betreff der Abwickelung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft enthaͤlt, 
ſo will Ich den Beſchluͤſſen, welche nach dem Mir eingereichten Protokolle von 
der am 22. Dezember 1845. ſtattgefundenen außerorbentlichen Generalverfammlung 
wegen Auflöfung der Geſellſchaft und in Betreff der Ausführung der Liquidation 

ge⸗ 


a: 


gefaßt worden find, hiermit Meine Betätigung ertheilen. Ich genehmige demnach, 
aß die bisherige Direktion und der Verwaltungsrath der Geſellſchaft aufge⸗ 
loͤſt worden iſt, und die Vertretung der Letzteren in allen Beziehungen bis zur 
70 Abwickelung ihrer Gefchäfte einer aus den bisherigen Mitgliedern 
der Direktion und des Verwaltun srathes gebildeten Liquidationskommiſſion 
beſtehend aus folgenden Perſonen: Mar Kapff, Wilhelm Stein und Eberhard 
hieme, Kaufleute in Duͤſſeldorf, Chriſtoph Wilhelm Alexander von Keller, 
Buͤrgermeiſter in Solingen, Gottfried Reinhardt Theodor Grube, vereideter 
Makler in Elberfeld, Carl Windſcheid, ſeitheriger Direktor und Generalagent 
in Düffeldorf, Heinrich Wolters, Rendant des Bergiſchen Schulfonds, Carl 
Blanckarts, Direktor, Joſeph Cuſtodis, Hofbaumeiſter, Georg Eamer Salo⸗ 
mons, Rentner, Guſtav Braumuͤller, Wilhelm Keller und Friedrich Everling, 
Kaufleute, Carl Georg Schreiner, Buchhändler, ſaͤmmtlich in Duͤſſeldorf, Fer⸗ 
dinand Jagenberg, Kaufmann zu Clauberg bei Solingen, Joſeph Schult, Oeko⸗ 
nom und Buüͤrgermeiſterei⸗Beigeordneter in Gleſſen, und Friedrich Wilhelm 
Hausmann, Kaufmann in Gummersbach, unter den nachſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen uͤbertragen werde: 

1) Die Rhein-Preußiſche Feuerverſicherungs-Geſellſchaft, welche nur noch 
zum Zwecke der Liquidation beſteht, wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch ihren ſeitherigen Gefchäftsführer und Generalagenten Carl Wind- 
ſcheid in Duͤſſeldorf vertreten. 

2) Die vor Gericht und außergerichtlich erforderlichen Vollmachten, ſowie 
alle auf das Liquidationsgeſchaͤft bezuͤglichen Schriften werden nur von 
dem Generalagenten und von zwei hierzu durch die Liquidationskom⸗ 
miſſion aus ihrer Mitte zu waͤhlenden Perſonen ausgeſtellt und unter⸗ 
zeichnet. Auf dieſe drei Perſonen gehen alle in dem Statute der Di: 
rektion beigelegten Befugniſſe uͤber. 

3) Die Liquidationskommiſſlon erwaͤhlt aus ihrer Mitte vier Perſonen, 
welche im Falle der Verhinderung oder des Todes des Geſchaͤftsfuͤhrers 
die ihm uͤbertragenen Rechte in der Art auszuuͤben haben, daß, wenn 
der zuerſt Gewählte verhindert iſt, der zweite u. ſ. w. eintritt. 

4) Alle nach dem Statute dem Verwaltungsrathe und der Generalver— 
ſammlung zuſtehenden Rechte gehen auf die Liquidationskommiſſion uͤber. 
Dieſe ift außerdem befugt, die von dem ſeitherigen Generalagenten an⸗ 
N Hebeliſte der außerordentlichen Beitraͤge fuͤr das Jahr 1845. 
in verbindlicher Weiſe fuͤr alle in jenem Jahre Verſicherten feſtzuſtellen. 
Dieſe Kommiſſion iſt beſchlußfaͤhig, wenn fuͤnf Mitglieder anweſend ſind. 
— Bei Meinungsverſchiedenheit entſcheidet abſolute Stimmenmehrheit 
und bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Geſchaͤftsfuͤhrers oder 

„ſeines Stellvertreters den Ausſchlag. AM 

5) Scheidet ein Mitglied der Liquidationskommiſſion aus, ſo iſt dieſelbe be⸗ 
rechtigt, ſich durch eine von ihr vorzunehmende Wahl aus den in Düffel- 
dorf wohnhaften Geſellſchaftsmitgliedern des Jahres 1845. zu ergaͤnzen. 

6) Die Mitglieder der Liquidationskommiſſion verrichten ihre Geſchaͤfte un⸗ 
entgeltlich, mit alleiniger Ausnahme des Geſchaͤftsfuͤhrers, der fuͤr die 


Leitung und vollftändige Ausführung der ſaͤmmtlichen Arbeiten den Ge— 
(Nr. 2800-2801.) ſammt⸗ 


— ee 


fammtbetrag von 3000 Thaler erhält, wogegen der mit ihm abgeſchloſſene 
Kontrakt als am 31. Dezember 1845. aufgehoben betrachtet wird. 
Kür den Fall, daß durch die vorſtehenden Anordnungen die Abwickelung der 
Verpflichtun en der Geſellſchaft nicht den erforderlichen Fortgang haben ſollte, 
ermaͤchtige Ich Sie, den Miniſter des Innern, alsdann einen Kommiſſarius 
u ernennen, auf den die dem Geſchaͤftsfuͤhrer und der Liquidationskommiſſion 


eigelegten Befugniſſe uͤbergehen, und welchem gegen eine angemeſſene, von 


Ihnen feſtzuſetzende und aus den einzuziehenden Beitraͤgen der Mitglieder zu 
deckende Remuneration die ſchleunigſte Tilgung aller geſellſchaftlichen Schulden 
und Verbindlichkeiten obliegt. 
Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 11. Januar 1847. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und Uhden. 


(Nr. 2801.) Verordnung über die Strafbefugniß der Deichhauptleute in der Altmark. Vom 
25. Januar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. IC. 

verordnen, zur Beſeitigung der uͤber die Strafbefugniß der Deichhauptleute in 

der Altmark entſtandenen aeifel auf den Antrag Unſerer Miniſter des In⸗ 

nern und der Finanzen was folgt: 


Den Deichhauptleuten in der Altmark ſoll fortan wegen aller außer der 
Zeit der Deichſchau-Verſammlungen zu ihrer Kognition gelangenden Kontra— 
ventionen gegen die Vorſchriften der Altmaͤrkiſchen Deich-Ordnungen vom 
20. Dezember 1695. und 1. September 1776, eine gleiche Strafbefugniß zuſte⸗ 
hen, wie ſolche den Deichſchauen ſelbſt Seat iſt. 


Gegen die Straffeſtſetzungen der Deichhauptleute (H. 1.) findet der Rekurs 
an die Regierung zu Magdeburg Gall, 


H. 3. 

Die Deichhauptleute haben den Deichſchauen bei deren jedesmaliger Ver⸗ 
ſammlung ein vollſtandiges Verzeichniß der von ihnen in der Imiſchenzeit fest⸗ 
geſetzten Strafen mit der Angabe, wann ſolche der Deich-Strafkaſſe uͤberwie⸗ 
ſen ſind, vorzulegen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 25. Januar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. v. Duͤesberg. 


